Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 5927 


07. 12. 76 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung zu der zwischen dem Bundesministerium 
für das Post- und Fernmeldewesen und der Deutschen Postgewerkschaft 
geschlossenen Vereinbarung vom 11. März 1975 


I. Bericht 


1 Zur Auslegung der Vereinbarung 
und zu Ihrer Auswirkung in der Praxis 

Die Sachverständigen sind bei Abgabe ihrer gutacht- 
lichen Stellungnahme zur Gesetzmäßigkeit der Ver- 
einbarung über den Schutz der gewerkschaftlichen 
Betätigung von Funktionsträgern der Deutschen 
Postgewerkschaft (DPG) überwiegend davon ausge- 
gangen, daß 

— das in § 6 der Vereinbarung enthaltene Erörte- 
rungsverfahren zu Verzögerungen der Entschei- 
dungen führt, 

— die gewerkschaftlichen Funktionsträger gegen- 
über den anderen Beschäftigten bei personellen 
Entscheidungen bevorzugt werden. 

Diese Annahmen treffen nicht zu. 

1.1 

Versetzungen, Abordnungen und Umsetzungen wer- 
den nach Darstellung des Bundesministers für das 
Post- und Fernmelde wesen (BMP) insbesondere bei 
der Verwirklichung von Rationalisierungsvorhaben 
erforderlich. Die personellen Auswirkungen einer 
Rationalisierungsmaßnahme werden bei der Deut- 
schen Bundespost . (DBP) jedoch bereits vor ihrer 
Durchführung in einem Sozialplan ausgewiesen. Aus 
diesem Sozialplan ist schon vor Durchführung der 
Maßnahme ersichtlich, wann, wie und wo die Unter- 
bringung der von einer bestimmten Maßnahme be- 


troffenen Kräfte auf einem Arbeitsplatz mit gleich- 
wertigen Bedingungen beabsichtigt ist. So können 
die nach § 6 der Vereinbarung zu führenden Erörte- 
rungen schon lange vor der beabsichtigten Maß- 
nahme geführt und zu Ende gebracht werden. Die 
Erörterungen mit der Dienststelle bzw. mit dem \ 
Präsidenten der Oberpostdirektion (OPD) führen 
demnach zu keinen wesentlichen Verzögerungen der 
Entscheidungen. 

Aber auch in anderen Fällen werden die zu treffen- 
den Entscheidungen durch die Erörterungen mit der 
Dienststelle bzw. mit dem Präsidenten der OPD 
nicht verzögert. Die Gespräche werden jeweils zügig 
geführt. 

Im übrigen wäre in einer geringfügigen Verzöge- 
rung einer Entscheidung, die auf Erörterungen mit 
einer Gewerkschaft zurückzuführen ist, kein tragen- 
des Argument für die Rechts Widrigkeit einer Ver- 
einbarung zu sehen, die Erörterungen mit Gewerk- 
schaften vorsieht. 

1.2 

Die Funktionsträger der Gewerkschaften werden 
nach Angabe des BMP gegenüber anderen Besc±iäf- 
tigten bei Personalentsc±ieidungen nicht bevorzugt. 

Es gibt keine vertragliche Bevorzugung und es gibt 
auch keine faktische Bevorzugung. 

Die Vereinbarungen räumen den gewerkschaftlichen 
Funktionsträgern keine materiellen Rechte ein. Die 
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Verpflichtung zur Erörterung „in der ernsthaften 
Absicht eine Verständigung" bedeutet nicht, daß 
organisationspolitische Interessen der Gewerkschaf- 
ten bei personellen Maßnahmen zu berücksichtigen 
sind. Die Entscheidungen hängen vom dienstlichen 
Interesse und nicht vom gewerkschaftlichen Inter- 
esse ab. Den in den §§ 26, 27 BBG enthaltenen 
Grundsätzen wird damit Rechnung getragen. 

Die nach Abschluß der Vereinbarung mit der DPG 
in gewerkschaftlichen Zeitschriften vereinzelt ver- 
öffentlichten Interpretationen, daß Funktionsträger 
gegenüber anderen Beschäftigten einen größeren 
Schutz vor Versetzung, Abordnung oder Umsetzung 
hätten, entsprechen nicht dem Willen der Vertrags- 
schließenden. Der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen ist mit allen Gewerkschaften dar- 
über einig, daß die nach § 6 einzuhaltenden Verfah- 
rensregeln die allgemeinen beamten- und arbeits- 
rechtlichen Grundsätze, die bei Versetzungen, Ab- 
ordnungen oder Umsetzungen gelten, nicht aufheben. 
Die Dispositionsbefugnis des Dienstherrn wird nicht 
eingeschränkt. Dies ist zur Vermeidung von Mißver- 
ständnissen im Juli 1975 und auch bei der Bekannt- 
gabe der Vereinbarungen mit dem Deutschen Post- 
verband (DPV) und der Christlich-demokratischen 
Postgewerkschaft (CGP) vom Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen ausdrücklich verfügt wor- 
den. Die Sachverständigen haben dies bei ihren gut- 
achtlichen Äußerungen nicht gewürdigt. 

Die Vereinbarungen führen auch zu keinen fakti- 
schen Bevorzugungen von Funktionsträgern. Es gibt 
keine Anhaltspunkte dafür, daß die Vorgesetzten 
zur Vermeidung von Schwierigkeiten, Funktionsträ- 
ger künftig gar nicht mehr versetzen, abordnen oder 
Umsetzen werden und bei belastenden Entscheidun- 
gen auf nicht besonders geschützte Beschäftigte aus- 
weichen. Bei Wegfall oder Abbewertung von Dienst- 
posten müssen grundsätzlich die unmittelbar betrof- 
fenen Beschäftigten mit Versetzungen, Abordnungen 
oder Umsetzungen rechnen. Nur wenn unmittelbar 
Betroffene gegenüber Inhabern von gleichwertigen 
Personalposten einen höheren sozialen Schutz ha- 
ben, müssen andere Personen zu Gunsten der un- 
mittelbar Betroffenen mit Versetzungen usw. rech- 
nen. Ob ein Beschäftigter gewerkschaftlicher Funk- 
tionsträger ist, wird bei der zu treffenden Entschei- 
dung nicht berücksichtigt. 

Die Gefahr einer faktischen Bevorzugung von Funk- 
tionsträgern hängt nicht vom Vorhandensein bzw. 
Nichtvorhandensein von Vereinbarungen ab. Vor- 
gesetzten, denen es an Gerechtigkeitsgefühl und Mut 
mangelt, könnten es mit und ohne Vereinbarungen 
zu faktischen Bevorzugungen von Funktionsträgern 
kommen lassen. Aus der Möglichkeit des Mißbrauchs 
einer Vereinbarung können daher bezüglich der 
Rechtmäßigkeit oder Rechtswidrigkeit der Vereinba- 
rung keine Schlußfolgerungen gezogen werden. Im 
übrigen ist der in § 6 vorgesehene „Instanzenzug'' 
geeignet, die sachgerechte Verantwortung des Amts- 
vorstehers zu stärken. 


2 Zur Vereinbarkeit der Vereinbarung 
mit dem Grundgesetz 

Die in der öffentlichen Anhörung von einigen Sach- 
verständigen gegenüber der Vereinbarung vom 
11. März 1975 geltend gemachten verfassungsrecht- 
lichen Bedenken überzeugen nicht. 

2.1 

Die in Rede stehende Vereinbarung steht mit dem 
kollektiven Grundrecht der freien koalitionsmäßigen 
Betätigung (Artikel 9 Abs. 3 GG) und dem allge- 
meinen Gleichheitsgrundsatz (Artikel 3 Abs. 1 GG) 
nicht im Widerspruch, zumal vom Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen entsprechende 
Vereinbarungen auch mit den anderen im Dienst- 
bereich der Post vertretenden Gewerkschaften ab- 
geschlossen worden sind (vgl. 114. Sitzung des 
Innenausschusses am 9. Juni 1976, Protokoll Nr. 114, 
S. 14). 

2.2 

Die bei der Anhörung geäußerte Absicht, Verein- 
barungen der hier vorliegenden Art verstießen 
gegen das individuelle Grundrecht der negativen 
Koalitionsfreiheit aus Artikel 9 Abs. 3 GG und gegen 
den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz, weil sie ge- 
werkschaftlich organisierte Bedienstete gegenüber 
nicht organisierten Bediensteten privilegierten, geht 
von einer falschen Prämisse aus. Wie oben darge- 
legt, ist nach der sowohl vom Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen als auch von der Deut- 
schen Postgewerkschaft übereinstimmend getrage- 
nen Interpretation die Vereinbarung nicht intendiert 
und nicht geeignet, die Funktionsträger der Gewerk- 
schaften gegenüber anderen Beschäftigten zu bevor- 
zugen. 

Selbst wenn man in der Verankerung eines zusätz- 
lichen Verfahrensabschnittes vor der Entscheidung 
über Versetzungen, Abordnungen und Umsetzungen 
eine faktische Erschwernis hinsichtlich der Durch- 
führung der genannten Personalmaßnahmen bei 
Funktionsträgern sehen würde, ergäbe sich hieraus 
noch kein Verstoß gegen die Verfassung. 

Die Funktionsträger der Gewerkschaft sollen nicht 
bevorzugt werden, sondern ihnen sollen auf Grund 
ihrer Tätigkeit und ihrer Eigenschaft als Funktions- 
träger durch die Dienststelle keine Nachteile ent- 
stehen. Zwar gebietet die Verfassung nicht den Ab- 
schluß einer solchen Schutzregelung, diese ist jedoch 
verfassungsrechtlich hinnehmbar, weil die Tätigkeit 
der Funktionsträger im Betrieb von der Rechtsord- 
nung gebilligt bzw. legitimiert wird. In Artikel 9 
Abs. 3 GG garantiert nicht nur die Freiheit der 
Koalitionsgründung, sondern schützt zugleich auch 
die Betätigungsfreiheit der Gewerkschaften im Be- 
trieb bzw. in der Dienststelle (vgl. BVerfGE 19, 303, 
319). Diese Betätigungsfreiheit der Gewerkschaften 
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ist im Bereich des Personalvertretungswesens durch 
den Gesetzgeber ausdrücklich anerkannt (vgl. §§ 2, 
36, 49 Abs. 3, § 52 Abs. 1 BPersVG). Darüber hinaus 
steht den Gewerkschaften — und damit auch ihren 
in der Dienststelle vertretenen Funktionsträgern — 
als Ausfluß ihrer Betätigungsfreiheit das Recht zu, 
in allen Angelegenheiten der Dienststelle, die einen 
Bezug zum Personal haben, deren Interessen — auch 
neben dem Personalrat — wahrzunehmen und sich 
mit Vorschlägen und Anregungen an die Dienststelle 
zu wenden (vgl. auch § 91 Abs. 1 Satz 2 BBG). 

Soweit gewerkschaftlichen Funktionsträgern in die- 
sem Rahmen die Befugnis zusteht, sich in und gegen- 
über der Dienststelle zu artikulieren, werden sie 
vielfach in einen Gegensatz zu der Leitung der 
Dienststelle geraten, indem sie deren Entscheidungs- 
ablauf erschweren, verzögern und vielleicht sogar 
verändern. Es ist nicht auszuschließen, daß sich dar- 
aus für die eine oder andere Dienststelle die Ver- 
suchung ergeben könnte, sich des Mittels der dienst- 
lichen Personalmaßnahme zu bedienen, um nicht 
weiterer Konfrontation mit einem als unbequem be- 
trachteten Kritiker ausgesetzt zu sein. Zwar wäre 
dies — für den Bereich der Beamten — im Hinblick 
auf § 91 Abs. 2 BBG unzulässig, wonach kein Beam- 
ter wegen Betätigung für seine Gewerkschaft oder 
für seinen Berufsverband dienstlich gemaßregelt 
oder benachteiligt werden darf. Dennoch ist es nicht 
zu beanstanden, wenn in § 5 der Vereinbarung die 
allgemeine Aussage des § 91 Abs. 2 BBG — unter 
Erstreckung des Grundgedankens auch auf die Nicht- 
beamten — dahin gehend konkretisiert wird, daß 
unter das Benachteiligungsverbot insbesondere auch 
Kündigungen und Entlassungen wegen einer Betäti- 
gung als gewerkschaftlicher Funktionsträger fallen. 

Auch § 6 der Vereinbarung läßt sich als konkretisie- 
rende Ausprägung und verfahrensmäßige Absiche- 
rung dieses bereits gesetzlich statuierten Benachtei- 
ligungsverbotes auffassen. Für viele Betroffene er- 
weckt eine Versetzung, Abordnung oder Umsetzung 
— zumindest subjektiv — den Anschein einer Be- 
nachteiligung. Berücksichtigt man dazu, daß bei Per- 
sonalmaßnahmen der genannten Art häufig nur kur- 
sorische oder inhaltslose Begründungen („aus dienst- 
lichen Gründen"') gegeben zu werden pflegen, so 
kann man es als noch im Rahmen des Schutzes vor 
Benachteiligungen liegend ansehen, wenn vor Ver- 
setzungen, Abordnungen und Umsetzungen, die ge- 
gen den Willen eines Funktionsträgers erfolgen sol- 
len, eine Erörterung eingeschaltet wird mit dem Ziel, 
die angegebenen dienstlichen Gründe näher erläu- 
tern zu lassen, um so auszuschließen, daß hinter nur 
vorgeschobener dienstlicher Notwendigkeit ein 
Funktionsträger wegen seiner gewerkschaftlichen 
Tätigkeit mit für ihn nachteiligen Personalentschei- 
dungen belegt werden könnte. 

Der bei der Anhörung geäußerten Ansicht, die Ver- 
einbarung verletze das Sozialstaatsprinzip insofern, 
als sie den sozialstaatlich legitimierten Alleinver- 
tretungsanspruch des Personalrats aufhebe und da- 
mit dessen Durchschlagskraft mindere, kann schon 
deshalb nicht zugestimmt werden, weil die Kompe- 
tenzen des Personalrats nicht beschnitten werden. 
Zudem erfordert das Sozialstaatsprinzip als Staats- 
zielbestimmung die Mitwirkungsbefugnisse des Per- 


sonalrats nicht zwingend gerade in der Form, wie sie 
das Gesetz derzeit gewährt, also unter Ausschluß 
anderer Gestaltungen der Mitwirkung; vielmehr läßt 
das Sozialstaatsprinzip insoweit einen beträchtlichen 
Spielraum. 

2.3 

Mit der Vereinbarung begibt sich der Ressortmini- 
ster auch nicht seiner Dispositionsmöglichkeit zu 
Personalmaßnahmen in einer Art und Weise, daß 
die parlamentarische Verantwortlichkeit der Regie- 
rung, die Bestandteil des demokratischen Rechts- 
staates im Sinne des Grundgesetzes ist (vgl. BVerfGE 
9, 268, 281), nicht mehr gegeben wäre. 

Die selbständige politische Entscheidungsgewalt der 
Regierung, ihre Funktionsfähigkeit zur Erfüllung 
ihrer verfassungsmäßigen Aufgaben und ihre Sach- 
verantwortung gegenüber Volk und Parlament sind 
zwingende Gebote der demokratischen rechtsstaat- 
lichen Verfassung. Daraus folgt, daß es Regierungs- 
aufgaben gibt, deren Entscheidung wegen ihrer poli- 
tischen Tragweite nicht den bestimmenden Einfluß 
von außerhalb der Regierung stehenden Kräfte 
preisgegeben werden darf. Andernfalls würde es der 
Regierung unmöglich gemacht, der von ihr geforder- 
ten Verantwortung gegenüber dem Parlament ge- 
recht zu werden (vgl. BVerfG, a. a. O., S. 281 f.). 

Es bedarf jeweils der Prüfung im Einzelfall, welche 
Angelegenheiten von solchem politischen Gewicht 
sind, daß sie der parlamentarischen Verantwortung 
nicht entzogen werden dürfen. Daß im heutigen Ver- 
waltungsstaat die Entscheidungen über Einstellung, 
Beförderung, Versetzung und sonstige personelle 
Angelegenheiten der Beamten erhebliches politisches 
Gewicht besitzen, hat das BVerfG (a. a. O.) ausdrück- 
lich herausgestellt. Die Versetzung, Abordnung oder 
Umsetzung von Beamten muß also im vorliegenden 
Fall vom Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen (bzw. von den zuständigen Dienstvor- 
gesetzten) entschieden und verantwortet werden, 
ohne daß er rechtlich an irgendwelche Voten 
außenstehender Stellen gebunden sein darf. 

Dies ist, insbesondere auch bei Berücksichtigung der 
Regelung des § 6 der Vereinbarung, hier der Fall. 
§ 6 stellt rechtlich nur eine Verfahrensbestimmung 
dar, läßt im übrigen jedoch — wie bereits darge- 
legt — die materielle Entscheidungsbefugnis 
der Postverwaltung unberührt. 

2.4 

Der aus Artikel 20 Abs. 1 und Artikel 28 Abs. 1 GG 
hergeleitete Einwand, die Zielsetzung der Vereinba- 
rung, insbesondere ihr § 6 widerspreche den verfas- 
sungsrechtlichen Grundsätzen staatlicher Neutralität 
und staatlicher Unparteilichkeit gegenüber gesell- 
schaftlich-verbandsmäßigen Sonderinteressen, kann 
gleichfalls nicht überzeugen. Verfassungsrechtliche 
Bedenken der genannten Art könnten allenfalls dann 
bestehen, wenn, was hier nicht der Fall ist, der Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen es 
ablehnen würde, mit anderen Gewerkschaften oder 
Berufsverbänden Vereinbarungen gleichen Inhalts 
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wie mit der Deutschen Postgewerkschaft ab 2 uschlie- 
ßen. Der Gleichheitsgrundsatz erfordert im übrigen 
nicht, daß auch andere Betriebs- oder Hoheitsver- 
waltungen des Bundes sich gegenüber den Gewerk- 
schaften oder Berufsverbänden zum Abschluß von 


II. Grundsätzliche Stellungnahme zu § 2 
des Bundespersonalvertretungsgesetzes 

§ 2 Abs. 1 des Bundespersonalvertretungsgesetzes 
vom 15. März 1974 (BGBL I S. 693) bestimmt: 

„Dienststelle und Personalvertretung arbeiten 
unter Beachtung der Gesetze und Tarifverträge 
vertrauensvoll und im Zusammenwirken mit den 
in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften 
und Arbeitgebervereinigungen zum Wohle der Be- 
schäftigten und zur Erfüllung der der Dienststelle 
obliegenden Aufgaben zusammen.“ 

Die Vorschrift entspricht — mit einigen durch den 
unterschiedlichen Geltungsbereich bedingten redak- 
tionellen Abweichungen — fast wörtlich dem § 2 
Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes vom 15. Ja- 
nuar 1972 (BGBl. I S. 13). Diese Übereinstimmung 
bestand auch schon zwischen den Vorläufern der bei- 
den Gesetze, dem § 55 Abs. 1 des Personalvertre- 
tungsgesetzes vom 5. August 1955 (BGBL I S. 477) 
und dem § 49 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes 
vom 11. Oktober 1952 (BGBL I S. 681). Da in beiden 
Fällen das Betriebsverfassungsgesetz dem Personal- 
vertretungsgesetz vorausging, kann davon ausge- 
gangen werden, daß die Bestimmung des Betriebs- 
verfassungsgesetzes über das Zusammenwirken mit 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden dem Per- 
sonalvertretungsgesetz als Vorbild gedient hat (vgl. 
Schriftlicher Bericht des Unterausschusses „Personal- 
vertretung“ des Deutschen Bundestages — Druck- 
sache 1189 der 2. Wahlperiode — zum Ersten Ab- 
schnitt des Fünften Kapitels des damaligen Gesetz- 
entwurfs). 

Mit der Erwähnung der Gewerkschaften und Arbeit- 
geberverbände in § 49 Abs. 1 des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes 1952 sollte deren Unterstützungsfunk- 
tion gegenüber Betriebsrat und Arbeitgeber beson- 
d.ers hervorgehoben werden, die Koalitionen sollten 
jedoch nicht unmittelbar in die Zusammenarbeit ein- 
geschaltet werden (Schriftlicher Bericht des Aus- 
schusses für Arbeit — Drucksache 3585 der 1. Wahl- 
periode — zum Ersten Abschnitt des Vierten Teils 
des Entwurfs). Bei der Reform des Betriebsverfas- 
sungsrechts im Jahre 1972 wurde die Vorschrift ge- 
ringfügig geändert, als § 2 Abs. 1 in das neue Be- 
triebsverfassungsgesetz übernommen. Auf Vorschlag 
des Bundesrates (Anlage 2 der Bundestagsdrucksache 
VI/ 1786) wurden dabei die Worte „im Rahmen der 
geltenden Tarifverträge“ durch die Worte „unter Be- 
achtung der geltenden Tarifverträge“ ersetzt (Schrift- 
licher Bericht des Ausschusses für Arbeit und So- 
zialordnung — zu Drucksache VI/2729 — zu § 2 des 
Entwurfs). Der Bundesrat hielt die ursprüngliche For- 
mulierung für ungenau, weil die Zusammenarbeit im 


Vereinbarungen der hier in Rede stehenden Art be- 
reitfinden müßten; es sprechen hinreichende Sach- 
gründe dafür, solche Vereinbarungen wegen der 
Eigenart der Postverwaltung auf deren Bereich zu 
beschränken. 


Abs.1 


Rahmen des Betriebsverfassungsgesetzes erfolge, er 
wollte klarstellen, „daß bei dieser Zusammenarbeit 
die geltenden Tarifverträge zu beachten sind“. Mit 
der gleichen Änderung und der — ebenfalls durch 
§ 2 Abs. 1 des neuen Betriebsverfassungsgesetzes 
vorgezeichneten — Umstellung der Reihenfolge der 
Ziele der Zusammenarbeit zwischen Dienststelle und 
Personal Vertretung („zum Wohle der Beschäftigten 
und zur Erfüllung der der Dienststelle obliegenden 
Aufgaben“) wurde die Regelung des § 55 Abs. 1 des 
Personalvertretungsgesetzes 1955 als § 2 Abs. 1 in 
das Bundespersonalvertretungsgesetz 1974 übernom- 
men. 

Aus der Entstehungsgeschichte und dem Wortlaut 
der beiden Vorschriften im Betriebsverfassungsge- 
setz (BetrVG) und im Bundespersonalvertretungs- 
gesetz (BPersVG) muß gefolgert werden, daß sie in- 
haltsgleich sind. Zur Bedeutung des § 2 Abs. 1 
BetrVG 1972 führt der Arbeits- und Sozialausschuß 
des Deutschen Bundestages in seinem Schriftlichen 
Bericht zum Gesetzentwurf (zu Drucksache VI/2729, 
A. Allgemeiner Teil, Abschn. IX) u. a. aus: 

„Allerdings ist der Ausschuß der Auffassung, daß 
auch bei Wahrung des Grundsatzes der Aufgaben- 
trennung von Gewerkschaften und Betriebsrat und 
ihrer gegenseitigen Unabhängigkeit eine innerbe- 
triebliche Zusammenarbeit der Gewerkschaften 
und des Betriebsrates im Interesse der Belegschaft 
sachlich geboten ist. Aus diesem Grunde stellt der 
insoweit einstimmig angenommene Regierungs- 
entwurf in den einleitenden Vorschriften den 
Grundsatz des Zusammenwirkens des Betriebs- 
rates mit den Gewerkschaften — sowie des Arbeit- 
gebers mit seiner Koalition — heraus.“ 

Er betont also die Unterstützungsfunktion der Koali- 
tionen: der Gewerkschaften im Verhältnis zum Be- 
triebsrat und des Arbeitgeberverbandes im Verhält- 
nis zum Arbeitgeber. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts kommt den Koalitionen in der 
Ordnung der Betriebsverfassung nur eine Hilfsstel- 
lung zu, sie haben kein eigenständiges Recht, sich 
in das betriebliche Geschehen einzuschalten (BAGE 5, 
115 [1207]). Es bleibt ausschließlich der Initiative 
des Betriebsrats überlassen, wie er sein Verhältnis 
zu den Gewerkschaften gestaltet (Dietz-Richardi, 
RdNr. 90 zu § 2 BetrVG). Der rechtliche Status der 
Gewerkschaften in der Betriebsverfassung wird nicht 
durch eine Generalklausel umschrieben, sondern 
durch ein System besonderer Unterstützungs- und 
Kontrollrechte gestaltet (Dietz-Richardi, RdNr. 91 
a, a. O.). Zu diesen Befugnissen gehören das Recht 
auf Zugang zur Dienststelle (§ 2 Abs. 2 BPersVG), 
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das Recht, Wahlvorschläge zu machen (§19 Abs. 8 
ßPersVG), der Antrag auf Einberufung einer Perso- 
nalversammlung (§ 20 Abs. 2, § 23 Abs. 1, § 49 
Abs. 3 BPersVG), der Antrag auf Bestellung eines 
Wahl Vorstandes (§ 22 BPersVG), die Wahlanfech- 
tung (§ 25 BPersVG), der Antrag auf Ausschluß eines 
Personalratsmitgliedes oder auf Auflösung des Per- 
sonalrates (§ 28 BPersVG), die Teilnahme an Perso- 
nalversammlungen (§ 52 BPersVG). 

Über einen besonderen Schutz für gewerkschaftliche 
Vertrauensleute in Dienststellen und Betrieben, der 
über die für alle Beschäftigten geltenden Schutzvor- 
schriften (z. B. §§ 8, 24, 67, 69 Abs. 2 Satz 6 BPersVG, 
§§ 20, 74 Abs. 3, § 75 BetrVG) hinausginge, sagen 
§ 2 Abs. 1 BPersVG und § 2 Abs. 1 BetrVG nichts 
aus. Die Vertrauensleute genießen keine personal- 


vertretungs- oder betriebsverfassungsrechtliche Son- 
derstellung, ihre Stellung als Beschäftigte ändert 
sich nicht dadurch, daß sie in der Gewerkschaft eine 
besondere Funktion innehaben (Dietz-Richardi, 
RdNr. i03 a. a. O.). Eine Vereinbarung zwischen 
einer Behörde und einer oder mehreren Gewerk- 
schaften, nach der vor Versetzungen und Abord- 
nungen von Beschäftigten, die Vertrauensleute einer 
Gewerkschaft sind, neben der gesetzlich vorgeschrie- 
benen Mitbestimmung der Personalvertretung (§ 75 
Abs. 1 Nr. 3, 4, § 76 Abs. 1 Nr. 4, 5 BPersVG), eine 
Erörterung zwischen Dienststelle und Gewerkschaft 
— ggf. auf zwei Verwaltungs- und Gewerkschafts- 
ebenen — stattfinden soll, kann daher jedenfalls 
nicht auf § 2 Abs. 1 BPersVG gestützt werden, ande- 
rerseits steht diese Vorschrift einer derartigen Ab- 
sprache aber auch nicht entgegen. 
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